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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Daniels (Regensburg), Frau Schilling und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 


Nacht-, Sonntags- und Feiertagsschießverbot auf dem Truppenübungsplatz 
Grafenwöhr/Oberpfalz 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, umgehend mit den zu- 
ständigen Behörden der US -Streitkräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland Verhandlungen aufzunehmen mit dem Ziel, ein ab- 
solutes Nachtschieß verbot (22.00 bis 6.00 Uhr) sowie ein absolutes 
Sonntags- und Feiertagsschieß verbot auf dem Truppen- 
übungsplatz Grafenwöhr/Oberpfalz durchzusetzen. 

Die Bundesregierung wird überdies aufgefordert, innerhalb von 
zwei Monaten den Deutschen Bundestag über den Stand der Ver- 
handlungen zu informieren. 

Bonn, den 16. März 1990 

Dr. Daniels (Regensburg) 

Frau Schilling 

Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 


Begründung 

Das Zusatzabkommen (ZA) zum NATO-Truppenstatut (NATO- 
TS) gewährleistet durch das Unterzeichnungsprotokoll (UP) zu 
Artikel 53 des ZA NATO-TS der Bundesregierung die Wahrneh- 
mung deutscher Belange im Rahmen der Nutzung des Truppen- 
übungsplatzes Grafenwöhr. 

Zu diesen Belangen gehören die in § 1 Bundes-Immissionsschutz- 
gesetz normierten Schutzbestimmungen. In den Anrainergemein- 
den sind die Menschen seit Jahrzehnten erheblichen Lärmimmis- 
sionen durch den Tag- und Nachtschießbetrieb ausgesetzt. 

Als besonders belastend wird von den dort betroffenen Menschen 
der Schießbetrieb in Nächten, an Sonntagen und an Feiertagen 
empfunden. 

Besonders über Gesundheitsschäden und -beeinträchtigungen 
durch Nachtschießen herrscht in der wissenschaftlichen Literatur 
Einigkeit. Schlafstörungen, Hörschäden sowie Schwächung des 
Immunsystems sind ursächlich auf militärischen Schießlärm zu- 
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rückgeführt worden. Die bisher von den Militärs geltend gemach- 
ten Argumente, vor allem das einer Kriegführungsfähigkeit unter 
Nachtbedingungen zur Aufrechterhaltung der qualitativen Über- 
legenheit gegenüber den Streitkräften des Warschauer Vertrages, 
haben ihre militärische Berechtigung eingebüßt. 

Deshalb gibt es auch keine verteidigungspolitische Rechtferti- 
gung mehr für eine Ablehnung der Forderung nach einem Verbot 
des Schießbetriebes in der Nacht, an Sonntagen sowie an Feier- 
tagen. Die ausländischen Streitkräfte würden sich somit an die 
Schießzeiten der Bundeswehr anpassen. 
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